
Gesetzlichkeitsaufsicht des Staatsanwalts

§ 7 Abs. 1 der VO über die Aufgaben, Rechte und 
Pflichten der volkseigenen Betriebe, Kombinate und 
WB vom 28. März 1973 (GB1.I S.129); §§22, 23, 
65 KKO; §§ 20, 42 GBA.

1. Zur Pflicht des Betriebsleiters und der leitenden 
Mitarbeiter des Betriebes, bei der Gewährleistung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit eng mit den Konfliktkom­
missionen zusammenzuarbeiten und die Wirksamkeit 
ihrer Tätigkeit allseitig zu unterstützen.
2. Zur Beseitigung von Ursachen für Lohnstreitigkei­
ten.
Protest des Staatsanwalts des Bezirks Cottbus vom
24. Januar 1975 - PSF 317/IV - 113.

Bei der Überprüfung von Beschlüssen der Konflikt­
kommission des VEB G. durch den Staatsanwalt wurde 
festgestellt, daß der Leiter des Betriebes Empfehlungen 
der Konfliktkommission ungenügend nachkam und 
dadurch Ungesetzlichkeiten bestehen blieben, die zu 
Lohnstreitigkeiten führten.
Gemäß §§ 38, 39 StAG legte der Staatsanwalt des Be­
zirks daraufhin beim Leiter des Betriebes wegen Ver­
letzung von Rechtsvorschriften zur Verstärkung der 
Wirksamkeit der Tätigkeit der Konfliktkommissionen 
sowie von Bestimmungen über den Arb ei ts vertrag und 
den Arbeitslohn Protest ein.

Aus den G r ü n d e n :
Das 13. Plenum des Zentralkomitees der SED hat er­
neut zum Ausdruck gebracht, daß die allseitige Ge­
währleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit eine un­
abdingbare Voraussetzung für die Erfüllung der volks­
wirtschaftlichen Aufgaben und die weitere Verbesse­
rung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Bürger 
ist. Ein Maßstab für die Qualität der Leitungstätigkeit 
im Betrieb sind daher auch immer die Ergebnisse, die 
bei der Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit er­
zielt werden.
§ 7 der VO über die Aufgaben, Rechte und Pflichten 
der volkseigenen Betriebe, Kombinate und WB vom 
28. März 1973 (GBl. I S. 129) bestimmt, daß die Leiter 
der Betriebe bei der Gewährleistung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit die Voraussetzungen für die Mitwirkung 
der Werktätigen zu schaffen sowie eng mit den staat­
lichen und gesellschaftlichen Organen der Rechtspflege 
zusammenzuarbeiten haben. Dem steht aber entgegen, 
wenn Leiter ihre gesetzliche Pflicht aus § 65 KKO ver­
nachlässigen, die Wirksamkeit der Tätigkeit der Kon­
fliktkommissionen zu verstärken, damit die gesetzlich 
garantierten Rechte der Werktätigen verwirklicht so­
wie Ordnung, Sicherheit und Disziplin gefestigt wer­
den. Dazu sind die Erfahrungen der Konfliktkommis­
sion für die Verbesserung der Leitungstätigkeit im Be­
trieb zu nutzen und insbesondere Empfehlungen gemäß 
§§ 22, 23 KKO gewissenhaft zu beachten; über ihre Ver­
wirklichung ist in Belegschafts- und Gewerkschaftsver­
sammlungen zu berichten.
Empfehlungen der Konfliktkommission sind eine spe­
zifische Form der organisierten Mitwirkung der Werk­
tätigen an der Leitung und Entwicklung der Gesell­
schaft. Sie haben das Ziel zu gewährleisten, daß über 
den Einzelfall hinaus Ursachen und Bedingungen von 
Rechtsstreitigkeiten und Rechtsverletzungen beseitigt 
sowie Mängel und Ungesetzlichkeiten überwunden wer­
den (§22 Abs. 1 KKO).
Die Wirksamkeit der Beratungen der Konfliktkommis­
sion des Betriebes wurde dadurch eingeschränkt, daß

die Zwei-Wochen-Frist des § 22 Abs. 2 KKO, innerhalb 
der der Verpflichtete zur Empfehlung Stellung zu neh­
men hat, nicht eingehalten wurde und eine ungenü­
gende Kontrolle der verantwortlichen staatlichen Lei­
ter über die Durchsetzung der auf der Grundlage der 
Empfehlungen der Konfliktkommission ergangenen be­
trieblichen Weisungen erfolgte.
Die staatsanwaltschaftlichen Nachprüfungen ergaben, 
daß folgende von der Konfliktkommission festgestellten 
Ungesetzlichkeiten bestehen blieben:
1. In den Arbeitsverträgen werden nach wie vor unter 
Verletzung des § 20 GBA nur globale Berufsbezeichnun­
gen angegeben, ohne die Arbeitsaufgabe in den wich­
tigsten Teilen zu bezeichnen. Dadurch entstand — wor­
auf bereits in der Empfehlung der Konfliktkommission 
hingewiesen wurde — teilweise Unklarheit über die vom 
Werktätigen tatsächlich auszuführende Tätigkeit.

Die genaue Bezeichnung der Arbeitsaufgabe im Arbeits­
vertrag ist in mehrfacher Hinsicht bedeutsam:
— der Werktätige wird dadurch mit dem wesentlichen 

Umfang seiner Aufgaben und Pflichten im Arbeits­
prozeß bekannt gemacht;

— sie bildet die Grundlage für die Einstufung nach den 
tarifrechtlichen Unterlagen;

— sie ermöglicht dem Leiter, Forderungen an den 
Werktätigen zu stellen, die garantieren, daß die ver­
einbarte Arbeitsaufgabe erfüllt und der Werktätige 
entsprechend seinen Fähigkeiten und Kenntnissen 
an der Lösung der betrieblichen Gesamtaufgaben 
mitwirkt. Dazu gehört z. B. auch die Durchsetzung 
bestimmter Qualifizierungsmaßnahmen.

Ein so ausgestalteter Arbeitsvertrag gestattet es den 
staatlichen Leitern, ihn als ein Mittel der Leitungstätig­
keit, der Arbeit mit den Kadern bei der Erfüllung der 
betrieblichen Gesamtaufgaben, zu nutzen.
2. Im Betrieb werden entgegen der ausdrücklichen For­
derung des § 42 Abs. 1 GBA die eingruppierten Arbeits­
aufgaben nicht in Listen oder in anderer geeigneter 
Form zusammengefaßt.
Auf Grund der Empfehlung der Konfliktkommission 
wurde zwar eine Liste erarbeitet; die betriebliche Ge­
werkschaftsleitung konnte ihr jedoch nicht zustimmen, 
da die Zusammenfassung nicht aussagekräftig war und 
deshalb den Anforderungen nicht genügte.
3. Die Werktätigen des Betriebes wurden teilweise 
rechtswidrig nicht nach den verbindlichen Eingruppie­
rungsunterlagen, sondern nach freiem Ermessen ein­
zelner Leiter entlohnt. Insoweit wurde § 42 Abs. 2 GBA 
verletzt, der festlegt, daß der Werktätige Anspruch auf 
Entlohnung nach der Lohn- bzw. Gehaltsgruppe hat, 
die der im Arbeitsvertrag vereinbarten Arbeitsaufgabe 
entspricht, wenn er die zu ihrer Ausübung erforder­
lichen Qualifikation besitzt.
Die von der Konfliktkommission festgestellten Ur­
sachen für arbeitsrechtliche Konflikte und die Ver­
wirklichung der zu ihrer Beseitigung veranlaßten Maß­
nahmen fanden in der Rechenschaftslegung des Be­
triebsleiters zur Vorbereitung der diesjährigen Wahlen 
der Konfliktkommission keinen Niederschlag. Es blieb 
somit auch diese Möglichkeit ungenutzt, um die Emp­
fehlungen der Konfliktkommission umfassend zur Wir­
kung kommen zu lassen.
Die Einhaltung der Gesetzlichkeit und die Erhöhung 
von Sicherheit, Ordnung und Disziplin sind vor allem
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